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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Der bisherige Studienrat Profeſſor Dr.-Ing. Laudien in Stettin iſt zum Ober⸗ 
ſtudiendirektor ernannt worden. Ihm iſt die Stelle des Direktors der Staatlichen Höheren 
Maſchinenbauſchule und der Staatlichen Schiffsingenieur- und Seemaſchiniſtenſchule in 
Stettin übertragen worden. 


Der Lehrer Dipl.-Ing. Kientoff iſt zum Studienrat an den Staatlichen Vereinigten 
Maſchinenbauſchulen Elberfeld⸗Barmen in Elberfeld ernannt worden. 


II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 27. Auguſt 1926 Nr. VI 1. 11. 312111, betr. Auſſicht über die 
privaten Eiſenbahnen. 


Auszugsweiſe Abſchrift überſende ich zur gefälligen Kenntnis und Beachtung. 
J. A.: Schulze. 
An die Herren Oberpräſidenten, die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizei⸗ 


präfidenten in Berlin und an den Herrn Verbandspräſidenten des Siedlungsverbandes 
Ruhrkohlenbezirk in Eſſen. 
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Auszugsweiſe Abſchrift. 
Der Reichsverkehrsminiſter. Berlin W 66, den 6. Auguſt 1926. 


Betr. Aufſicht über die privaten Eiſenbahnen. 

Es hat ſich als notwendig erwieſen, bei der Reichsaufſicht über die privaten Eiſen⸗ 
bahnen des allgemeinen Verkehrs die Stellung der mit der Wahrnehmung der örtlichen 
Aufſicht betrauten Reichs bahndirektionspräſidenten als Beauftragte des Reichs mehr als 
bisher in der Firma zum Ausdruck zu bringen. In Abänderung des Erlaſſes vom 
17. September 1924 — EO 1 4339 — eichsverkehrsblatt AS 215) beſtimme ich daher 
im Einvernehmen mit der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft — Hauptverwaltung, daß die 
Geſchäfte der Privatbahnaufſicht künftig unter der Firma: „Der Reichsbevollmächtigte für 
Privatbahnaufſicht in “ (ſtatt: Reichsbahndirektion, Privatbahnaufſicht) zu führen 
find. Briefbogen mit dem Aufdruck „Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft, Reichsbahndirektion“ 
erſuche ich nicht zu verwenden. 


pp. 
E. I 14. 141. 196/26. J. A.: (Unterſchrift.) 


An die Reichsbahndirektionen — Privatbahnaufſicht — 
nachrichtlich 
an die Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft. Gruppenverwaltung Bayern — Privatbahn⸗ 
aufſicht — in München. 


Erl. d. M. f. H. vom 1. September 1926 Nr. VI 4. 14. 3157, betr. Zuſtändigkeit der 
Zentralbehörden für die Erwirkung der Verleihung des Enteignungsrechts und der 
Anordnungen über die Zuläſſigkeit eines vereinfachten Enteignungsverfahrens. 


Es iſt wiederholt bemerkt worden, daß Anträge auf Verleihung des Enteignungs⸗ 
rechts und auf Zulaſſung des vereinfachten Enteignungsverfahrens an Miniſterien gerichtet 
worden ſind, die für die Vorbereitung der betreffenden Beſchlüſſe des Staatsminiſteriums 
nicht zuſtändig waren, was zu unliebſamen Verzögerungen Veranlaſſung gegeben hat. 

Grundſätzlich wird die Zuſtändigkeit durch die Art und den Zweck des Unternehmens, 
für das das Enteignungsrecht beantragt werden ſoll, beſtimmt. Im Intereſſe einer be⸗ 
ſchleunigten Erledigung der Verleihungsanträge habe ich nachſtehende Überſicht aufgeſtellt, 
aus welcher die Unternehmen und die Zentralſtellen, welche für die Vorbereitung der Ver⸗ 
leihungsbeſchlüſſe zuſtändig ſind, zu erſehen ſind. 

Ich erſuche, in Zukunft dieſe Überſicht bei Vorlage der Anträge auf Verleihung des 
Enteignungsrechts uſw. genau zu beachten. 


berſicht. 


Unternehmen, für welche das Enteignungsrecht bzw. die Anordnung Für die Vorbereitung der Verleihungs⸗ 
des vereinfachten Enteignungsverfahrens beantragt wird: beſchlüſſe zuſtändige Miniſterien: 


1. Flußregulierungen, Deichbauten und ähnliche Unter⸗ Miniſterium für Landwirtſchaft, 
nehmungen, die im Intereſſe der Landwirtſchaft oder der Domänen und Forſten. 
Gewäſſer oder des Waſſerſchutzes ausgeführt werden 
ſollen, ferner Angelegenheiten des Wegebaues, abgeſehen 
von den Fällen des § 11 des Baufluchtliniengeſetzes und 
§ 3 des Enteignungsgeſetzes. Im übrigen Einzelfälle, 
in denen in Wahrung landwirtſchaftlicher Belange die 
Verleihung des Enteignungsrechts nötig wird. 

2. Univerſitätsanſtalten, techniſche Hochſchulen, Aka⸗ Miniſterium für Wiſſenſchaft, 
demie in Braunsberg, ihre Anſtalten, die Pädagogiſchen Kunſt und Volksbildung. 
Akademien in Elbing, Kiel und Bonn ſowie alle ſonſtigen 
im Haushalt des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Kunſt 
und Volksbildung aufgeführten wiſſenſchaftlichen Anſtalten 
uſw. Höhere Schulen, mittlere Schulen, Volksſchulen, 
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Unternehmen, für welche das Enteignungsrecht bzw. die Anordnung 
des vereinfachten Enteignungsverfahrens beantragt wird: 


Dienſtwohngebäude für Schulräte, kulturelle Unter⸗ 
nehmungen aller Art, insbeſondere Mufif- und Theater⸗ 
unternehmungen, Denkmal⸗ und Naturdenkmalſchutz, 
Muſeumszwecke. 

Unternehmungen von Religionsgeſellſchaften oder 
ſonſtigen kirchlichen Rechtsträgern, z. B. kirchliche Fried⸗ 
höfe und Krankenhäuſer von Religionsgeſellſchaften, in 
den letzteren beiden Fällen unter Mitbeteiligung des 
Miniſteriums für Volkswohlfahrt. 


3. Staatliche Dienſtgebäude (Oberpräſidien und Re⸗ 
gierungen, Hochbauämter, Münze, Generallotteriedirektion). 


4. Grundſtücke für die Kommunalverwaltung im 


engeren Sinne (insbeſonders Kommunalverwaltungs⸗ 
gebäude), Kommunale Friedhöfe und Krankenanſtalten 
unter Mitbeteiligung des Miniſteriums für Volkswohlfahrt. 

5. Waſſerverſorgung und Entwäſſerungsanlagen, ſofern 
bei dieſen Anlagen geſundheitliche Fragen im Vordergrund 
ſtehen, Spiel⸗ und Sportplätze ſowie andere Stätten für 
Leibesübungen aller Art, ſoweit nicht die Enteignung auf 
Grund des § 11 des Fluchtliniengeſetzes vom 2. Juli 1875, 
28. März 1918, ſtattfindet, Bade⸗ und Schwimmanſtalten, 
Turn⸗ und Sporthallen, Jugendherbergen, Jugendheime 
und ſonſtige Einrichtungen, die der Pflege der Jugend⸗ 
wohlfahrt zu dienen beſtimmt ſind. 

Enteignungen zur Befriedigung des Wohnungsbedürf⸗ 
niſſes nach Maßgabe des Art. 2 des Wohnungsgeſetzes vom 
28. März 1918S. S. 23), Enteignungen von Grundſtücken 
für Zwecke des gemeinnützigen Siedlungs- und Wohnungs⸗ 
weſens, ſowie zur Schaffung von Grünanlagen und Klein- 
gärten in Feſtungsgemeinden nach Aufhebung oder Er⸗ 
mäßigung der Rayonbeſchränkung (§ 1 des Reichsgeſetzes 
vom 27. April 1920 — RGBl. S. 697 —). Zulaſſung 
des vereinfachten Enteignungsverfahrens bei Ausübung 


des Enteignungsrechts auf Grund des Baufluchtlinien⸗ 


geſetzes vom 2. Juli 1875/28. März 1918. 


6. Bergbauunternehmungen, ſoweit nicht die berg⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen in Frage kommen, gewerbliche 
Unternehmungen, Elektrizitätsunternehmungen, Lufthäfen, 
Privateiſenbahnen, Kleinbahnen, Privatanſchlußbahnen, 
alle Fälle, in denen die Zuſtändigkeit eines anderen 
Reſſorts ſachlich nicht gegeben iſt, z. B. Enteignungen 
für Zwecke des Reichs (militäriſche Einrichtungen, poſt⸗ 
fiskaliſche Gebäude), Funkanlagen, Gasleitungen. 


Im übrigen bemerke ich folgendes: 


Für die Vorbereitung der Verleihungs⸗ 
beſchlüſſe zuſtändige Miniſterien: 


Finanzminiſterium. 


f 
Miniſterium des Innern. 


Miniſterium für Volkswohlfahrt. 


Bemerkung: Die Zuſtändigkeit des 
Miniſteriums für Volkswohlfahrt 
bezieht ſich nicht auf die land⸗ 
wirtſchaftlichen Siedlungen, die 
auf Grund des Reichsſiedlungs⸗ 


geſetzes vom 11. Auguſt 1919 be⸗ 
ſonders geſchaffen werden. 


Miniſterium für Handel und 
Gewerbe. 


Die Verleihung des Enteignungsrechts durch Verordnung des Staatsminiſteriums 
nach 81 des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 kann 
überall da nicht in Frage kommen, wo das Enteignungsrecht bereits als unmittelbare 
Rechtsfolge an die Verwirklichung eines geſetzlich beſonders beſtimmten Tatbeſtandes geknüpft 
iſt. Da die Vorausſetzungen, unter denen eine Gemeinde das Recht zu einer Inanſpruch⸗ 
nahme von Grundeigentum zu Straßengelände und Plätzen (auch Gartenanlagen, Spiel- 
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und Erholungsplätzen) ohne beſondere Verleihung erwirbt, im Fluchtliniengeſetz vom 
2. Juli 1875 in der Faſſung des Artikel 1 des Wohnungsgeſetzes vom 28. März 1918 
beſonders geregelt ſind, entfällt für dieſes Rechtsgebiet die Verleihung der Enteignungs⸗ 
befugnis durch beſondere Verordnung des Staatsminiſteriums. Sofern alſo das erſtrebte 
Ziel durch die förmliche Feſtlegung von Fluchtlinien zu erreichen iſt, muß es, wie ich im 
Einvernehmen mit dem Herrn Miniſter für Volkswohlfahrt bemerke, der Gemeinde über⸗ 
laſſen bleiben, zunächſt die Vorausſetzungen für die ihr geſetzlich im 8 11 des Fluchtlinien⸗ 
geſetzes zugeſprochene Enteignungsbefugnis durch die Feſtſetzung von Fluchtlinien zu ſchaffen. 
Soll auf Grund des § 11 des Fluchtliniengeſetzes eine Enteignung nach dem vereinfachten 
Enteignungsverfahren erfolgen, jo muß der Plan gemäß § 8 a. a. O. förmlich feſtgeſtellt 
ſein. Eine Abzeichnung des Planes mit den beglaubigten Vermerken über die vorſchrifts⸗ 
mäßige Durchführung des Fluchtlinienverfahrens iſt dem Herrn Miniſter für Volkswohlfahrt 
zur Herbeiführung der ſtaatsminiſteriellen Anordnung vorzulegen. Hierbei wird auf den 
Runderlaß des Herrn Miniſters für Volkswohlfahrt vom 21. Dezember 1923 — 
II. 9 Nr. 767 W. M. — Bezug genommen. 


Die Schaffung des Enteignungsrechts durch Feſtſetzung von Fluchtlinien iſt nur zu⸗ 
läſſig bei bebauten Grundſtücken oder in Gegenden, in denen mit dem Einſetzen der 
Bebauung in abſehbarer Zeit zu rechnen iſt. Für Wege, die außerhalb der Ortſchaft liegen, 
müßte das Enteignungsrecht, ſofern nicht 8 3 des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 
in Frage kommt, durch beſondere Verordnung des Staatsminiſteriums nach Maßgabe des 
Enteignungsgeſetzes verliehen werden; z. B. bei Uferwegen an Seen und Waſſerläufen 
außerhalb von Ortſchaften. In dieſen Fällen wäre der entſprechende Antrag, ſofern es ſich 
um einen Uferweg handelt, der in das durch Geſetz vom 29. Juli 1922 (GS. ©. 213) 
vorgeſehene Verzeichnis aufgenommen ift, an den Herrn Minifter für Volkswohlfahrt, im 
übrigen an den Herrn Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten zu richten. 


Ich mache ferner darauf aufmerkſam, daß an die Stelle des Regierungspräſidenten 
im Gebiete des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk für Enteignungen, die auf Grund 
des §11 des Baufluchtliniengeſetzes erfolgen, der Verbandspräſident in Eſſen tritt; nur in 
Durchführung des vereinfachten Enteignungsverfahrens iſt für die Beſitzeinweiſung 
(vgl. 8 6 des Geſetzes vom 26. Juli 1922) nach Lage der geſetzlichen Beſtimmungen die 
Zuſtändigkeit des Regierungspräſidenten gegeben. Die Vorbereitung der Anträge auf Zu⸗ 
laſſung des vereinfachten Enteignungsverfahrens hat durch den Verbandspräſidenten zu 
erfolgen. 


Schließlich weiſe ich noch darauf hin, daß die Prüfung und Vorlage von Anträgen 
auf Verleihung des Enteignungsrechts an Kleinbahnen und auf Anordnung des 
vereinfachten Verfahrens hierfür Sache des Verbandspräſidenten iſt, ſoweit ihm die 
Genehmigung und Beauſſichtigung der betreffenden Unternehmen auf Grund der Verbands⸗ 
ordnung zuſteht oder ausdrücklich übertragen worden iſt (vgl. § 25 Abf. rd daß 
Dagegen liegt die Einleitung und Durchführung der Enteignung bei jenen Unternehmen 
ſowohl im gewöhnlichen wie im vereinfachten Verfahren — unbeſchadet der dem Verbands⸗ 
präſidenten zuſtehenden vorläufigen Feſtſtellung des Planes nach § 15 des Enteignungs⸗ 
geſetzes — in den Händen des örtlich zuſtändigen Regierungspräſidenten und Bezirks⸗ 
ausſchuſſes. 


Dasſelbe gilt auch für die Privatanſchlußbahnen mit Maſchinenbetrieb, die an 
Kleinbahnen des Verbandsgebiets im Sinne des 8 25 (3) Nr. 5 der Verbandsordnung 
anſchließen. g 


Je 3 Sonderabdrucke vorſtehenden Erlaſſes liegen bei. 


Dr. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und den 
Herrn Verbandspräſidenten des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk in Eſſen. 


— —— 3 ͤ ˖r«r2Q3³luJ.... — 
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III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 
Erl. d. M. f. H. vom 14. September 1926 Nr. IIb 9295, betr. Ausverkäufe. 


Die gegenwärtige ſchwierige Lage des Einzelhandels, namentlich die Sorge um die 
Beſchaffung der zur Fortführung des Betriebes notwendigen Geldmittel, hat zu ernſten 
Mißſtänden auf dem Gebiete des Wettbewerbs, insbeſondere bei Ausverkäufen, geführt. 
Durch eine den Tatſachen nicht entſprechende Reklame wird vielſach verſucht, den Anſchein 
eines beſonders günſtigen Angebots zu erwecken und Kunden anzulocken. Diele Er- 
ſcheinungen bedeuten eine Schädigung des redlichen Kaufmanns und bilden zugleich für 
das kaufende Publikum die Gefahr einer Irreführung und Benachteiligung. Den Ver⸗ 
waltungsbehörden erwächſt hieraus die Pflicht, mit Nachdruck gegen derartige Mißſtände 
im Reklameweſen einzuſchreiten. Zur ſachgemäßen Handhabung der behördlichen Über- 
wachungsmaßnahmen iſt eine weitgehende Heranziehung der Induſtrie- und Handelskammern 
unentbehrlich. 

Für die meiſten Arten von Ausverkäufen ſind, wie ich annehme, Verordnungen der 
höheren Verwaltungsbehörden auf Grund von § 7 Abſ. 2 des Geſetzes zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs ergangen. Soweit dies nicht oder noch nicht für alle Teile 
einzelner Regierungsbezirke der Fall ſein ſollte, wird der Erlaß derartiger Verordnungen 
nach Anhörung der zuſtändigen Induſtrie⸗ und Handelskammer alsbald zu veranlaſſen ſein. 

Wegen des Inhalts der Verordnungen nehme ich auf die früher hierüber ergangenen 
Miniſterialerlaſſe Bezug und weiſe hier im einzelnen nur auf folgende Punkte zur befon- 
deren Beachtung und zur Nachprüfung der bereits erlaſſenen Verordnungen hin: 

1. Grundſätzlich ſind die Induſtrie- und Handelskammern als Stellen für die An⸗ 
meldung des Ausverkaufs und für die Einreichung des Warenverzeichniſſes zu beſtimmen. 
Die Polizeibehörde wird als Anmeldeſtelle im allgemeinen dann in Betracht kommen, 
wenn am Orte des Ausverfaufs keine amtliche Handelsvertretung vorhanden iſt. Anzeige— 
und Warenverzeichnis ſind zweckmäßigerweiſe in zwei Exemplaren zu verlangen. Ein 
Exemplar iſt, ſoſern die Kammern Anmeldeſtellen find, der Polizeibehörde, ſonſt der zu⸗ 
ſtändigen Kammer zur Prüfung und Stellungnahme alsbald weiterzugeben. Wo beſondere 
Vertrauensleute der Induſtrie- und Handelskammern angeſtellt ſind (ſ. unten) wird es ſich 
empfehlen, ein für dieſe beſtimmtes drittes Exemplar des Warenverzeichniſſes einzufordern. 

2. Die Anzeige muß vor der Ankündigung des Ausverkaufs erſtattet werden. Über 
die Frage, ob die Feſtſetzung einer beſtimmten Friſt zwiſchen der Anzeige und dem Beginn 
des Ausverkaufs zuläſſig iſt, gehen die Anſichten der Gerichte auseinander. Es ſollen 
indeſſen keine Einwendungen dagegen erhoben werden, wenn in ſolchen Bezirken, in denen 
die zuſtändigen Gerichte bisher derartige Friſtbeſtimmungen nicht beanſtandet haben, es bis 
auf weiteres bei dieſen verbleibt, da ſich manche praktiſchen Gründe für eine ſolche Vor⸗ 
ſchrift anführen laſſen. Nur müſſen Fälle, in denen es ſich um leicht verderbliche Waren 
handelt oder ſonſt Gefahr im Verzuge iſt, von der Friſtbeſtimmung ausgenommen werden. 

3. Der Zeitpunkt des Beginns des Ausverkaufs iſt anzugeben. 

4. Der Grund des Ausverkaufs muß angegeben werden. Hierbei ſind die Tatſachen 
anzuführen und gegebenenfalls die Belege beizufügen, aus denen ſich ergibt, daß dieſer 
Grund wahr und ernſthaft gemeint iſt und nach der Auffaſſung der beteiligten Geſchäfts⸗ 
kreiſe den Ausverkauf rechtfertigt. 

5. Die Anzeige muß eine Angabe der Verkaufsſtätte, an der die Veranſtaltung 
ſtattfinden ſoll, enthalten. 

6. Das Warenverzeichnis iſt jo aufzuſtellen, daß ohne weiteres die Übereinſtimmung 
ſeiner Angaben mit den tatſächlich zum Verkauf geſtellten Waren nachgeprüft werden kann. 
Genaue Angaben über Stückzahl, Mengen, Maß oder Gewicht und Art (Material) ſind 
erforderlich. In Auftrag gegebene, aber im Zeitpunkt der Anmeldung noch nicht einge⸗ 
troffene Waren ſind mit genauer Angabe des Tages der Beſtellung geſondert aufzuführen. 

7. Die Anzeige und das Verzeichnis müſſen von dem Veranſtalter oder ſeinem Ver⸗ 
treter unterſchrieben und mit Datum verſehen ſein. 

8. Die Vorſchriften find auch auf die in § 9 Abſ. 1 des Geſetzes zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs bezeichneten Veranſtaltungen ſowie auf die in der Form von 
Verſteigerungen ſtattfindenden und diejenigen Ausverkäufe, die durch den Konkursverwalter 
erfolgen, zu erſtrecken. Unberührt bleiben die beſonderen Beſtimmungen für Saiſon⸗ und 
Inventurausverkäufe ($ 9 Abſ. 2 a. a. O.). 
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Ausverkäufe, die entgegen den Anordnungen nicht in der vorgeſchriebenen Weiſe an⸗ 
gemeldet wurden, oder ſolche, bei denen der angegebene Grund zur Rechtfertigung des 
Ausverkaufs nicht genügt, ſind nach Benehmen mit der Induſtrie⸗ und Handelskammer 
von der Polizeibehörde zu verhindern. Für die Nachprüfung der in der Anzeige und dem 
Warenverzeichnis enthaltenen Angaben hat ſich ein für den Stadtbezirk Berlin ſeit längerer 
Zeit eingeführtes und namentlich für große Orte empfehlenswertes Verfahren bewährt, wobei 
neben den Polizeibeamten beſondere von der Induſtrie⸗ und Handelskammer vorgeſchlagene, 
polizeilich beſtätigte Vertrauensmänner hinzugezogen werden. 

Wenn der Verdacht des Vor⸗ oder Nachſchiebens von Waren vorliegt, ſo iſt der Tat⸗ 
beſtand alsbald feſtzuſtellen und erforderlichenfalls die Sicherſtellung der Beweismittel 
nach Maßgabe der ſtrafprozeßrechtlichen Beſtimmungen vorzunehmen. Auch hierbei 
wird ſich regelmäßig eine Beteiligung der Induſtrie⸗ und Handelskammer (ihrer Ver⸗ 
trauensleute) empfehlen. Der Verdacht des Nachſchiebens wird im allgemeinen dann ge⸗ 
rechtfertigt ſein, wenn bei Teilausverkäufen eine Vermiſchung der zum Ausverkauf beſtimmten 
Waren erfolgt oder die Ausverkaufsware von der übrigen Ware nicht getrennt gelagert 
wird. Im Falle des Vor⸗ oder Nachſchiebens iſt der ganze Ausverkauf, ſofern es ſich 
nicht um geringfügige, ſofort beſeitigte Verſtöße handelt, zu verhindern. 

Die Entſcheidung, ob und in welcher Weiſe einzuſchreiten iſt, liegt in allen Fällen 
ſelbſtverſtändlich bei der Polizeibehörde. Liegt nach Anſicht der Induftrie- und Handels⸗ 
kammer (ihrer Vertrauensleute) ein Verſtoß gegen die beſtehenden Beſtimmungen nicht vor, 
ſo wird indeſſen ein polizeiliches Eingreifen nicht in Frage kommen. 

Die polizeilichen Maßnahmen zur Verhinderung unzuläſſiger Ausverkäufe ſind un⸗ 
beſchadet der weiteren ſtrafrechtlichen Verfolgung des Täters durchzuführen. 

Ich erſuche, hiernach das Weitere zu veranlaſſen. 


Dr. Schreiber. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Schiffahrts angelegenheiten. 


Erl. d. RVM. vom 31. Auguſt 1926 Nr. Ws IIa III Nr. 2227, betr. Ausnahmebeſtimmung 
über die Beſetzung deutſcher Kauffahrteiſchiffe mit überzähligen Schiffsofftzieren des 
Maſchinendienſtes. 

Auf Grund des 8 28 der Verordnung über die Beſetzung deutſcher Kauffahrteiſchiffe 
mit Kapitänen und Schiffsoffizieren vom 25. Juli 1925 (RGBl. II S. 709) will ich im 
Einverſtändnis mit den Regierungen der Küſtenländer des Reichs ausnahmsweiſe und 
widerruflich bis auf weiteres genehmigen, daß in Abweichung von den Vorſchriften des 
§ 22 Abſ. 1 a. a. O. bei der Anmuſterung überzähliger Schiffsoffiziere des Maſchinendienſtes 
von einem Nachweis der verordnungsmäßigen Befähigung abgeſehen werden kann, ſoweit 
ſichergeſtellt iſt, daß für jede Wache mindeſtens ein verantwortlicher Offizier des Maſchinen⸗ 
dienſtes mit dem verordnungsmäßigen Befähigungszeugniſſe vorhanden iſt. In der großen 
Fahrt müſſen jedoch die überzähligen Schiffsoffiziere für die Wartung der Schiffsmaſchine 
mindeſtens die Gewerbebefugnis als Seemaſchiniſt III. Klaſſe beſitzen. 


J. A.: Wehrmann. 


Erl. d. RVM. vom 1. September 1926 Nr. Ws IIa 2275, betr. Ausnahmebeſtimmung 
über die Beſetzung deutſcher Kauffahrteiſchiffe mit Kleinmotorführern. 


Auf Grund des § 28 der Verordnung über die Beſetzung deutſcher Kauffahrteiſchiffe 
mit Kapitänen und Schiffsoffizieren vom 25. Juli 1925 (RGBl. II S. 709) will ich 
im Einverſtändnis mit den Regierungen der Küſtenländer des Reichs ausnahmsweiſe und 
widerruflich bis zum Schluß des Jahres 1927 genehmigen, daß für die Wartung des 
Motors auf Fahrzeugen mit Motoren von nicht mehr als 150 PS mit Einſchluß der Segel⸗ 
fahrzeuge mit Hilfsmotoren in den räumlichen Grenzen der Nahfahrt, der Küſtenfahrt, der 
kleinen Fahrt und der kleinen Hochſeefiſcherei ein Kleinmotorführer genügt, für die Küſten⸗ 
fahrt und die kleine Fahrt jedoch mit der Beſchränkung auf ſolche Fahrzeuge, die nicht zur 
Beförderung von Reiſenden dienen. 

J. A.: Wehrmann. 


3. Sonſtige Angelegenheiten. 
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Abänderung der Polizeiverordnung über den Verkehr mit Sprengſtoffen. 


Berichtigung. 


Die Abänderung der Polizeiverordnung über den Verkehr mit Sprengſtoffen (HMBl. 
S. 209) iſt, wie folgt, zu berichtigen: 
1. Die Ziffer „1“ vor dem einzigen Satze des § 7 iſt zu ſtreichen. 
2. In § 17a Abſ. 1 Zeile 2 ſind die Worte: „§ 7 Ziff. 3 und“ zu ſtreichen. 
3. In der Anlage zu § 17a der Polizeiverordnung Abſchn. B erhält der letzte 
Abſatz die Bezeichnung k). 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Dampfkeſſelweſen. 


Veränderungen der Reviſionsberechtigungen der Ingenieure von Dampfkeſſel⸗ 
überwachungsvereinen. 


Mit der 


Bezeichnung Den nachgenannten Vereins⸗Ingenieuren ſind Stellvertretung Ve 119 
der Vereine erteilt worden die Berechtigungen des Ober⸗ tätigkeit find 
nach ihrem Sitz ingenieurs find ausgeſchieden 
I. Grades II. Grades III. Grades IV. Grades | beauftragt 
Altona . — 7 Peterſen — — — 
Berlin . von Lochow — — — — — 
Breslau — — — Wudtke Zwicknagl 
Düſſeldorf. — - Helfrich — — Schmidt 
Elbing = — Lucke = — =: 
Eſſen — Witte — — = — 
M.-Gladbad . Breuer —— — 5 — 
8 Kretzſch⸗ 
Hagen. — mar — — — — 
[Wangrin 
Halberſtadt — — — — Selbmann — 
Hannover. — Münſter⸗ — — — — 
mann 
Köln leer 9 9 = 5 = 
Magdeburg — Uhlenbruckſ Hopf- — — — 
garten 
Oppeln Gruß - | — — — — 
| Francke 
Osnabrück. — — Rothen⸗ — - Marris 
bach 
Stettin — Vogt — = — 
| 


2. Wandergewerbe und Märkte. 


Erl. d. M. f. H. vom 4. September 1926 Nr. III 8532, betr. Kram⸗ und Viehmärkte. 


In Ergänzung meines Erlaſſes vom 7. Auguſt 1924 — III 5635 — ordne ich an, 
daß in Zukunft bei plötzlicher Verlegung oder Aufhebung von Kram- und Viehmärkten 
ſowie bei Einführung neuer Märkte außer dem Reichsverband ambulanter Gewerbe— 
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treibender Deutſchlands, Berlin C 2, Burgſtr. 281, auch dem Internationalen Verein 
reiſender Schauſteller und Berufsgenoſſen Hamburg E. V. in Hamburg, Reeperbahn 581, 
kurze Nachricht zu geben iſt. 

J. A.: Gerbaulet. 


An die Herren Oberpräſidenten und den Herrn Regierungspräſidenten in Sigmaringen. 


3. Handwerksangelegenheiten. 


Erl. d. M. f. 5. vom 3. September 1926 Nr. IV 12451, III 8506, betr. Meiſter⸗ 
prüfungen im Schornſteinfegerhandwerk. 


Um die erforderliche Einheitlichkeit in den Anforderungen bei Abnahme der Meiſter⸗ 
prüfungen im Schornſteinfegerhandwerk und damit in der Ausbildung des Nachwuchſes 
für dieſes Gewerbe zu erreichen, habe ich auf Grund des Ergebniſſes langjähriger, ſehr 
eingehender Verhandlungen, die mit den beteiligten ſachverſtändigen Stellen, dem Zentral⸗ 
innungsverband der Schornſteinfegermeiſter des Deutſchen Reichs, Vertretern der Tech⸗ 
niſchen Hochſchule zu Berlin und des Reichskohlenrats u. a. geführt worden ſind, das in 
der Anlage beigefügte Muſter einer neuen Meiſterprüfungsordnung im Schornſteinfeger⸗ 
handwerk aufgeſtellt. Dieſes Muſter wird nunmehr den Meiſterprüſungen im Schornſtein⸗ 
fegerhandwerk in Preußen zugrunde zu legen ſein. Von dem Gewerbe wird mit 
beſonderem Nachdruck gefordert, daß die neue Meiſterprüfungsordnung einheitlich durch⸗ 
geführt wird und Abweichungen davon nicht zugelaſſen werden. Ich halte dieſes Verlangen 
für um fo berechtigter, als die Prüfungsordnung den Prüfungskommiſſionen ausreichende 
Möglichkeit bietet, die beſonderen örtlichen Verhältniſſe einzelner Bezirke weitgehend zu 
berückſichtigen. Abänderungen werden daher nur beim Vorliegen beſonderer Gründe meine 
Genehmigung finden können. 

Ich bitte, dahin zu wirken, daß die Handwerkskammern Ihres Bezirks möglichſt bald 
an Hand des aufgeſtellten Muſters über den Erlaß einer neuen Meiſterprüfungsordnung 


Beſchluß faſſen. 5 
J. A.: Dr. von Seefeld. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


Muſter C mit Arbeitsprobe 
(ohne Meiſterſtück). 


Meiſterprüfungsordnung 
für das 
Schornſteinfegerhandwerk im Bezirk der Handwerkskammer zu 


8 1 
Die Meiſterprüfung wird vor der von der höheren Verwaltungsbehörde errichteten 
Prüfungskommiſſion abgelegt. Die Meiſterprüfungskommiſſion ſetzt ſich zuſammen aus 

1 höheren Baubeamten als Vorſitzenden, 

1 Feuerwehringenieur oder einem Heizungsingenieur oder einem entſprechenden 
Fachmann, 

3 Bezirksſchornſteinfegermeiſtern, von denen einer für das Prüfungsfach „Wärme⸗ 
wirtſchaft“ oder „Feuerlöſchweſen“ beſonders geeignet ſein muß. 


8 2. 
Durch die Prüfung iſt feſtzuſtellen, ob der Prüfling die für den ſelbſtändigen Betrieb 
des Schornſteinfegerhandwerks notwendigen Kenntniſſe und Fertigkeiten beſitzt. 
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Anmeldung und Zulafjung zur Prüfung. 
5 

Das Geſuch um Zulaſſung zur Meiſterprüfung iſt ſchriftlich bei der Handwerkskammer 
einzureichen. 

Dem Geſuche ſind beizufügen: 

1. ein kurzer, eigenhändig geſchriebener Lebenslauf des Prüflings, 

2. eine Geburtsurkunde, 

3. die Zeugniſſe über den beruflichen Ausbildungsgang: 

a) Nachweis über das Beſtehen der Geſellenprüfung, 

b) Nachweis über den Beſuch fachgewerblicher Unterrichtsanſtalten, 

e) Nachweis, daß der Prüfling bei einer Feuerwehr im Feuerſchutz⸗ und 
»löſchweſen praktiſch und theoretiſch vorgebildet iſt, 

d) Nachweis, daß der Prüfling mindeſtens fünf Jahre als Geſelle im Schorn- 
ſteinfegerhandwerk tätig geweſen iſt, 

4. der Nachweis, daß der Prüfling ſeit mindeſtens einem Jahre — unter Anrech⸗ 
nung eines etwaigen auch außerhalb des Bezirks der Prüfungskommiſſion ver⸗ 
brachten Fachſchulbeſuches — in dem Bezirk der Prüfungskommiſſion tätig iſt, 

5. ein polizeiliches Führungszeugnis. 

Auf Grund der Anmeldung entſcheidet der Vorſitzende der Prüfungskommiſſion, ob 
der Prüfling zuzulaſſen iſt. Eine Ablehnung des Zulaſſungsgeſuchs kann jedoch nur durch 
Entſcheidung der Prüfungskommiſſion erfolgen, die der Vorſitzende in eiligen Fällen 
ſchriftlich herbeiführen kann. Die Beſchlußfaſſung der Prüfungskommiſſion kann binnen 
zwei Wochen durch Beſchwerde bei der höheren Verwaltungsbehörde angefochten werden. 


8 4. 

Die Prüfungstermine werden von dem Vorſitzenden der Prüfungskommiſſion an⸗ 
beraumt. Auf Beſchluß der Prüfungskommiſſion oder auf Anordnung des Vorſtandes der 
Handwerkskammer ſind regelmäßig wiederkehrende Termine für die Prüfungen feſtzuſetzen. 

Der Vorſitzende hat die Mitglieder der Prüfungskommiſſion und die zur Prüfung 
Zugelaſſenen zur Prüfung zu laden und gleichzeitig über die Arbeitsprobe ſowie über den 
Ort und die Zeit ihrer Ausführung Beſtimmung zu treffen (vgl. 8 6). Nahe Verwandte 
und der derzeitige Arbeitgeber eines Prüflings ſind von der Mitwirkung bei der Prüfung 


ausgeſchloſſen. 
Die Prüfungskommiſſion iſt bei Anweſenheit des Vorſitzenden und der vier Beiſitzer 
beſchlußfähig. 
Zu einem Prüfungstage ſollen nicht mehr als drei Prüflinge geladen werden. 
Prüfungsgebühren. 
8 5. 
Jeder Prüfling hat vor dem Prüfungstermin eine Prüfungsgebühr von . H.. 


an die Kaſſe der Handwerkskammer einzuzahlen. 

Über Anträge auf Erlaß oder Stundung der Gebühr entſcheidet der Vorſtand der 
Handwerkskammer. 

Iſt die Prüfung nicht beſtanden, ſo hat der Geprüfte keinen Anſpruch auf Rück⸗ 
erſtattung der Prüfungsgebühr. 

Prüfungsverfahren. 
8 6. 

Die Prüfung iſt eine praktiſche und eine theoretiſche. Die praktiſche Prüfung iſt die 

Ausführung einer Arbeitsprobe. 


I. Arbeitsprobe (erſter Tag): 


a) Reinigung von Schornſteinen und Feuerungsanlagen, 

b) Feſtſtellung von bau⸗ und feuerpolizeilichen Mängeln bei der praktiſchen Arbeit, 

c) Feſtſtellung von Konſtruktionsfehlern an Schornſteinen, Heiz⸗ und Feuerungs⸗ 

anlagen; Ermittelung von Urſachen der Rauch- und Rußbeläſtigung u. dgl. 
und Anordnung von Maßnahmen zu deren Behebung. ’ 


eu 
II. Theoretiſche Prüfung. 
1. Schriftliche Arbeiten (zweiter Tag): 
a) Buch- und Rechnungsführung über alle unter I ausgeführten Arbeiten, 
b) Bericht über die Arbeitsprobe, 
c) Zeichnungen nach Maßſtab, 
d) Gutachten an Behörden. 


2. mündlich (dritter Tag): 

a) Die für das Schornſteinfegergewerbe in Betracht kommenden Kapitel der Bau⸗ 
kunde: Bauſtoffe, Mauerwerk, Gebälk, Dachdeckung (feuerbeſtändig, feuer⸗ 
hemmend), Mörtel, Brandmauern, Feuermauern, das Verhalten der Bauſtoffe 
im Feuer, Schornſteinbau; 

b) die Konſtruktion der Heiz- und Feuerungsanlagen: 

1. allgemeine Konſtruktion, die Hauptteile (Feuerung, Heizfläche, Schornſtein); 

2. gute und ſchlechte Konſtruktion der Herde, Ofen, Keſſel, Kaminfeuerung, 
Heizkamine, Vorgelege, Luft⸗, Dampf-, Waſſer⸗ und Gasheizung, Backöfen, 
Darren, Brauleſſel (Braupfannen), Trockenöfen; 

c) die Heiztheorie: die Brennſtoffe, die Verbrennung (vollkommene und unvoll⸗ 
kommene), Rauch⸗ und Rußentwicklung, Rußarten, Feuergefährlichkeit des Rußes, 
Verrußung der Schornſteine; Fegetermine; Schornſteinzug, Schornſteinaufſätze; 

d) die Vorſchriften über den Betrieb des Schornſteinfegergewerbes; 

e) die baupolizeilichen Vorſchriften; 

1) die feuerpolizeilichen Vorſchriften; 

g) die Grundzüge des Feuerſchutz⸗ und Löſchweſens; Brandurſachen im allgemeinen, 
Brandgefahren der Heiz-, Feuerungs⸗, Beleuchtungsanlagen, Weſen und Gefahren 
leicht entzündlicher Stoffe; Zweck und Konſtruktion der einzelnen Feuerlöſchgeräte, 
ihre Bedienung, Behandlung und Aufbewahrung; Ausübung der Brandſchau: 

h) die geſetzlichen Vorſchriften über das Gewerbeweſen im allgemeinen, Gewerbe⸗ 
ordnung, Reichsverſicherungsordnung, Unfallverhütungsvorſchriften, Gewerbe⸗ 
gerichtsgeſetz; 

i) die praktiſche Fachkunde; 

) die Gefährlichkeit der Kohlenoxydgaſe. 


Ergebnis der Prüfung. 


8 7. 

Über den Verlauf der Prüfung iſt eine ſchriftliche Verhandlung aufzunehmen und 
von ſämtlichen Mitgliedern der Meiſterprüfungskommiſſion zu unterſchreiben. Die Prüfungs⸗ 
kommiſſion beſchließt mit Stimmenmehrheit, ob die Prüfung genügend, gut oder mit Aus⸗ 
zeichnung beſtanden oder ob ſie nicht beſtanden iſt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet der 
Vorſitzende. 

Iſt die Prüfung nicht beſtanden, ſo hat die Prüfungskommiſſion einen Zeitraum zu 
beſtimmen, vor deſſen Ablauf ſie nicht wiederholt werden darf. War die Arbeitsprobe 
für genügend befunden, ſo kann der Prüfling von ihrer Wiederholung entbunden werden. 

Das Ergebnis der Prüfung iſt dem Geprüften am Schluſſe des Prüfungstermins 
durch den Vorſitzenden bekanntzugeben. 


88. 

Iſt die Prüfung beſtanden, fo hat die Prüfungskommiſſion darüber ein Zeugnis 
(Meiſterbrief) auszuſtellen. Iſt die Prüfung nicht beſtanden, ſo hat die Prüfungskommiſſion 
dies dem Prüfling ſchriftlich mitzuteilen unter Angabe des Zeitraums, vor deſſen Ablauf 
die Prüfung nicht wiederholt werden darf. Falls der Prüfling von der nochmaligen Aus⸗ 
führung der Arbeitsprobe entbunden iſt, ſo wird dies in der Mitteilung vermerkt. 

Das Prüfungszeugnis iſt koſten⸗ und ſtempelfrei. 


§ 9. 
Mehr als zweimal darf die Prüfung nicht wiederholt werden. 
Bei Wiederholung der Prüfung findet 83 Abſ. 2 Ziffer 4 keine Anwendung, ſondern 
es iſt nur der Nachweis zu erbringen, daß die dem Prüfling auferlegte Wartezeit (§ 7 
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Abſ. 2) abgelaufen iſt. Wird die Prüfung vor einer anderen Prüfungskommiſſion abgelegt, 
ſo muß der Prüfling außerdem nachweiſen, daß er in dem Bezirk dieſer Prüfungskommiſſion 
jeit mindeſtens 3 Monaten im Schornſteinfegerhandwerk tätig iſt. 


8 10. 
Das Beſtehen der Meiſterprüfung nach den vorſtehenden Beſtimmungen berechtigt 
den Geprüften nach Vollendung des 24. Lebensjahres zur Führung des Titels eines 
Schornſteinfegermeiſters und zur Anleitung von Lehrlingen in dieſem Handwerk. 


Geſchäftsführung. 
Sl. 
Die laufenden Geſchäfte der Prüfungskommiſſion erledigt der Vorſitzende. 
Das Prüfungszeugnis (Meifterbrief) iſt von dem Vorſitzenden und einem Mitgliede 
der Prüfungskommiſſion zu vollziehen. 
Für alle übrigen Ausfertigungen genügt die Unterſchrift des Vorſitzenden. 


8 

Die Mitglieder der Prüfungskommiſſion erhalten, abgeſehen von dem Erſatz der ihnen 
durch die Reiſe erwachſenden notwendigen baren Auslagen, bei Prüfungen am Wohnort 
NE rn RM für den Tag, bei Prüfungen außerhalb des Wohnorts .... E. für den 
Tag aus der Kaſſe der Handwerkskammer. 

Den Mitgliedern der Prüfungskommiſſion kann durch Beſchluß der Handwerkskammer 
mit Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde für die Wahrnehmung der Prüfungen 
an ihrem Wohnort ſtatt der beſonderen Vergütungen eine jährliche Entſchädigung zu⸗ 
gebilligt werden. 575 

13. 


Das Prüfungszeugnis (der Meiſterbrief) kann von der Prüfungskommiſſion für ungültig 
erklärt werden, wenn feſtgeſtellt wird, daß der Prüfling bei der Meldung zur Prüfung 
oder bei deren Ablegung die Meiſterprüfungskommiſſion getäuſcht hat. 


8 14. 
Die ſchriftlichen Verhandlungen über den Verlauf der Prüfungen (8 7) find dem Vor⸗ 
ſtande der Handwerkskammer einzureichen. Dieſer iſt auch befugt, Beauftragte zur Teil⸗ 
nahme an den Prüfungen zu entſenden. 


4. Verkehrs angelegenheiten. 


Erl. der M. f. H. u. M. d. J. vom 31. Auguſt 1926 Nr. V 10 004 u. IM 35 Nr. 129 JI, 
betr. Ausbildung der Kraftfahrzeugführer. 

In dem Runderlaß vom 5. Juni 1926 — V 3762/1V 4745 u. II M 35 Nr. 89 (MEHR. 
S. 579; ſ. auch S. 698) haben wir beſtimmt, daß zu den Reviſionen der Ausbildungs⸗ 
unternehmen für Kraftfahrzeugführer eine Sachverſtändigenkommiſſion hinzuzuziehen iſt, der 
für die Arbeitnehmer ein Vertreter des Reichsverbandes der Berufskraftfahrer im Deutſchen 
Verkehrsbund angehören ſoll. In dem Runderlaß vom 5. Auguſt 1926 — V 9618 u. 
II M 35 Nr. 129 (MBliV. S. 773) haben wir dieſe Beſtimmung dahin erweitert, daß neben 
dem genannten Reichsverbande auch die Reichsabteilungsſtelle der Berufsvereinigung 
Deutſcher Kraftfahrer in Frankfurt a. M. zu beteiligen iſt. Wir ergänzen dieſe Beſtim⸗ 
mungen dahin, daß außer dieſen beiden Verbänden auch der Berufsverband Deutſcher 
Kraftfahrer in Berlin O 27, Raupachſtr. 9, bei der Auswahl des Vertreters der Arbeit⸗ 
nehmer zu beteiligen iſt. Um zu verhüten, daß bei der Auswahl eines Vertreters dieſer 
Verbände in den einzelnen Bezirken Unzuträglichkeiten entſtehen, iſt den Verbänden anheim 
zu geben, ſich über die Wahl des Vertreters untereinander zu verſtändigen und den 
Betreffenden alsdann der höheren Verwaltungsbehörde namhaft zu machen. 

Wir bemerken nochmals, daß durch die Hinzuziehung von Vertretern dieſer Verbände 
der Staats kaſſe Koſten nicht erwachſen dürfen. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


—— — EEE 
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V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 27. Auguſt 1926 Nr. IV 13308, betr. Prüfung von Bildſtreifen 
(Filmen). 


Die maßgebende Beurteilung von Bildſtreifen (Filmen) auf ihren unterrichtlichen, 
volksbildenden und künſtleriſchen Wert erfolgt durch die auf Veranlaſſung der beteiligten 
Miniſterien gegründete Bildſtelle des Zentralinſtituts für Erziehung und Unterricht in 
Berlin. Nur die von dieſer Stelle ausgefertigten Beſcheinigungen über die Eignung eines 
Bildes für den Schulunterricht, für Schüler⸗ und Elternabende haben amtliche Geltung. 
Ich muß deshalb Wert darauf legen, daß bei der Auswahl von Bildſtreifen für Vorfüh⸗ 
rungen in Schulen oder Veranſtaltungen, die mit der Schule in Verbindung ſtehen, nur 
ſolche Bildſtreifen berückſichtigt werden, die von der Bildſtelle des Zentralinſtituts als für 
einen der genannten Zwecke geeignet ſind. Dabei iſt beſonders zu beachten, für welche 
Veranſtaltungen, Schularten, Unterrichtsgebiete, Altersſtufen oder Vorführungsweiſen die 
Bildſtreifen nach dem Gutachten der Bildſtelle in Betracht kommen. Dagegen, daß die 
von der Bildſtelle empfohlenen Bildſtreifen von örtlichen Stellen noch auf ihre Eignung 
für die beſonderen Verhältniſſe des Vorführungsortes und die geplanten Veranſtaltungen 
hin geprüft werden, iſt nichts einzuwenden. Es iſt jedoch darauf zu achten, daß dieſe 
Prüfung ſich nicht auf Bildſtreifen erſtreckt, die von der Bildſtelle des Zentralinſtituts noch 
nicht begutachtet find. 

Sie wollen die Leiter der Schulen und der Schulkinogemeinden und verwandten 
Einrichtungen in Ihrem Amtsbereich mit entſprechender Anweiſung verſehen. 

Wegen der Maßnahmen, die für die Sicherheit der Vorführung von Bildſtreifen zu 
treffen find, verweiſe ich auf die 88 75—78 der von dem Herrn Miniſter für Volkswohl⸗ 
fahrt unter dem 19. Januar 1926 — 119 Nr. 709 — erlaſſenen Vorſchriften. 


J. A.: Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium, Abteilung III, 
in Berlin⸗Lichterfelde. 


VI. Nichtamtliches. 


2. Bücherſchau. 
(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrag herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Von dem Werke des Unterſuchungsausſchuſſes des Reichstags „Die Urſachen des 
deutſchen Zuſammenbruchs im Jahre 1918“ iſt ſoeben der 8. Band der 4. Reihe 
erſchienen; die Bände 4 bis 7 folgen ſpäter. Dieſer Teil des Werkes kann von Beamten 
und Angeſtellten der Landesbehörden zum Vorzugspreis von 12 R/ bezogen werden. 

Etwaige Beſtellungen find möglichſt umgehend an das Reichsminiſterium des Innern 
Abt. P zu richten. 


Umfatzſteuergeſetz in der Neufaſſung vom 8. Mai 1926 mit den Durchführungs⸗ 


und Ausführungsbeſtimmungen vom 25. Juni 1926. Von Reichsfinanzrat Dr. F. W. Koch, 
München. C. H. Beck'ſche Verlagsbuchhandlung, München. 
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